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Wahlprogramm der WerteUnion zu 
der Landtagswahl 2026 in Baden-
Württemberg  
Vom grün -schwarzen Moral -Labor zurück zum erfolgreichen Muster-
ländle!  
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2 Wirtschaftspolitik: Wohlstand durch Leistung, 
nicht durch Bevormundung 

 

Ausgangslage: 

Baden-Württemberg war einst das wirtschaftliche Herz Deutschlands:  

Ein starker Mittelstand, international führende Industrieunternehmen, ein exzellentes dua-
les Ausbildungssystem und eine kluge Infrastrukturförderung machten das Land zum Mus-
terbeispiel für wirtschaftliche Stärke. 

Heute hingegen leidet das Land unter einem drastischen Standortnachteil, der durch 
grüne Bevormundungspolitik, massive Bürokratisierung und ideologisch gelenkte Wirt-
schaftsförderung verursacht wurde. Die Industrie wandert ab, mittelständische Unterneh-
men stöhnen unter Auflagen, und die Innovationskraft wird in planwirtschaftlichen Klima-
vorgaben erstickt. 

 

Unsere Zielsetzung:  

Wir wollen Baden-Württemberg wieder zum Wirtschaftsmotor Deutschlands machen. Wir 
setzen auf Leistungsanreize statt Subventionen, auf Bürokratieabbau statt Planwirtschaft, 
auf Technologieoffenheit statt Klimaideologie. 

 

Konkrete Maßnahmen: 

1. Sofortprogramm Bürokratieabbau: Abschaffung aller unnötigen Berichts-, Nach-
weis- und Genehmigungspflichten. Einführung eines Digital-Checks für alle neuen 
Gesetze. 

2. Klares Bekenntnis zum Automobil- und Industriestandort sowie Stärkung der Auto-
mobilwirtschaft und ihrer Zulieferer: Keine landespolitischen Vorgaben zur "Trans-
formation", sondern gesetzgeberische Unterstützung statt Behinderung bei For-
schung, Entwicklung und Zulassung neuer Antriebstechnologien. Keine Fahrver-
bote, keine Kaufanreizprogramme ausschließlich für E-Autos. 

3. Wirtschaftsförderung neu ausrichten: Keine Fördermittel mehr für ideologische Pro-
jekte. Priorität für echte Innovationen in Industrie, Maschinenbau und IT, insbeson-
dere unter Berücksichtigung der Einsatzmöglichkeiten Künstlicher Intelligenz. Erfor-
schung alternativer Kraftstoffe und Technologieoffenheit: Neben Elektromobilität 
müssen auch synthetische Kraftstoffe, Wasserstoff und Hybridlösungen gleichran-
gig entwickelt und erprobt werden können - ohne ideologische Diskriminierung!  
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4. Gründung eines "Industriellen Zukunftsrats": Mit Vertretern aus Familienunterneh-
men, Handwerk, Industrie, nicht aus Parteistiftungen oder NGO-nahen Think-Tanks. 

5. Verlässliche Energie für die Industrie: Wiederaufbau energiepolitischer Partnerschaf-
ten mit Frankreich und der Schweiz für verlässliche Grundlast - statt hoher Abhän-
gigkeit von Wind und Sonne. 

6. Förderung ländlicher Wirtschaftsräume: Breitbandausbau, Fachkräfteoffensiven, 
Rückführung von Landesbehörden in strukturschwächere Regionen. Dezentralisie-
rung. 

7. Steuerliche Entlastung für Mittelstand und Handwerk: Senkung der Grunderwerbs-
steuer bei Betriebsübernahmen. 

8. Beihilferegelungen für Kommunen reformieren: Damit Investitionen in Gewerbege-
biete und die Ansiedlung von Unternehmen wieder leichter werden. 

9. Länderfinanzausgleich: Der Länderfinanzausgleich belohnt Bundesländer mit einer 
unverantwortlichen Ausgabenpolitik. Wir setzen uns für eine faire Neuordnung 
nach dem Leistungs- und Verursacherprinzip ein. 
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3. Sozialer Wohnraum zuerst für Einheimische: Vorrang für Bürger mit dauerhaftem 
Aufenthaltsstatus, die Beiträge geleistet haben. Keine Bevorzugung von Asylbewer-
bern bei Wohnungsvergaben durch Kommunen. 

4. Deutsche Sprache als Grundvoraussetzung für Integration: Verpflichtende Sprach-
standsprüfungen vor Einschulung und vor Schulabschluss. Sprachverweigerung 
führt zu Kürzung staatlicher Transferleistungen. 

5. Förderung klarer Leitkultur statt Multikulturalismus: Keine Finanzierung von Projek-
ten, die deutsche Kultur relativieren oder islamistische Gruppen fördern. Landesmit-
tel nur für integrationsfördernde Träger mit Verfassungstreue. 

6. Klares Bekenntnis zum staatlichen Gewaltmonopol: Keine Duldung von Clan-Krimi-
nalität, Scharia-Paralleljustiz oder ethnisch geprägten "No-Go-Areas". Aufbau spezi-
alisierter Polizei- und Staatsanwaltschaftseinheiten zur Bekämpfung migrantischer 
Kriminalitätsnetzwerke. 

7. Religionsfreiheit mit Grenzen: Verbot extremistischer islamischer Prediger und Ver-
bot von verfassungsfeindlichen Moscheevereinen unter strenger Einhaltung der 
Verfassungs- und Rechtsstaatsprinzipien. Keine Finanzierung von Moscheen durch 
ausländische Regime wie in der Türkei oder in Katar. 

8. Asylmissbrauch stoppen: Die künftige Landesregierung muss gegenüber der Bun-
desebene auf Einführung von Transitzentren und auf sichere Drittstaaten-Regelun-
gen drängen. Keine eigenständigen Landesaufnahmeprogramme mehr! 

9. Integration durch Arbeit - nicht durch Alimentierung: Zuwanderer müssen vom ers-
ten Tag an verpflichtet werden, gemeinnützige Arbeit zu leisten - unabhängig vom 
Ausgang ihres Verfahrens. Wer arbeiten kann, muss auch arbeiten - ein dauerhaftes  
Herumlungern im öffentlichen Raum, während andere die Arbeit machen, darf es 
nicht mehr geben. 

10. Bildungseinrichtungen als Integrationszentren stärken: Schulen erhalten Mittel und 
Personal zur konsequenten Durchsetzung von Ordnung, Disziplin und deutscher 
Sprache. Keine Sonderregeln für religiöse oder kulturelle Befindlichkeiten - das 
Schulgesetz gilt für alle! 

11. Stopp der Ideologisierung in Verwaltung und Medien: Keine Gender- und Diversi-
tätstrainings auf Kosten der Steuerzahler. Förderung von Aufklärung über real exis-
tierende Integrationsprobleme statt Schönfärberei. 

12. Ehrlichkeit statt Verdrängung: Einführung eines jährlichen Migrationsberichts der 
Landesregierung mit vollständiger Aufschlüsselung von Herkunft, Rechtsstatus, In-
tegrationsquote, Sozialleistungsbezug und Kriminalitätsrate. 

13. Aberkennung der Staatsbürgerschaft: Konsequente Anwendung des Staatsangehö-
rigkeitsgesetzes (StAG). Wer mehrfach durch Straftaten auffällig wurde und sich die 
Hintertür der doppelten Staatsbürgerschaft aufhielt, soll die deutsche Staatsbürger-
schaft aberkannt bekommen. 
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16. Selbstorganisiertes Lernen soll altersgerecht und schrittweise erfolgen, digitale Me-
dien Kinder nur gezielt begleiten, während grundlegende Kulturtechniken analog 
gesichert werden. 

17. Bewegung, Musik, Kunst und Handwerk bleiben zentrale Elemente kindlicher Ent-
wicklung.  

18. Lehrkräfte an öffentlichen Schulen dürfen im Unterricht weder politische Symbole, 
religiöse Kleidung noch ideologisch gefärbte Sprache verwenden oder zeigen. 

19. Sexualaufklärung soll altersgerecht sein; Frühsexualisierung und ideologische Be-
einflussung sind abzulehnen. 

20. Die MINT-Fächer, also Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik, 
sind in der Schulpolitik gezielt zu stärken. 
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7. Künstliche Intelligenz in Forschung und Industrie gezielt fördern: Unterstützung ba-
den-württembergischer Hochschulen und Unternehmen bei der Entwicklung eige-
ner, souveräner KI-Systeme. 

8. Digitales Lernen an Hochschulen stärken: Ausbau ergänzender digitaler Lehrange-
bote bei Erhalt der wichtigen Präsenzlehre. 
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5. Kontrolle und Transparenz: Einführung unabhängiger Kontrollinstanzen zur Über-
wachung von Verwaltungshandeln, um Vetternwirtschaft und Korruption frühzeitig 
zu verhindern. 

6. Effizienzsteigerung durch Leistungsorientierung: Einführung von Zielvereinbarun-
gen und Leistungskennzahlen für Verwaltungsstellen und Landesbehörden, mit 
jährlicher Evaluation und Offenlegung der Ergebnisse. 

7. Bürgernähe als Leitprinzip: Öffnungszeiten und Serviceleistungen der Behörden 
sollen sich an den Bedürfnissen der Bürger orientieren.  

8. Abschaffung unnötiger politischer Kontrollgremien: Verkleinerung und Entpolitisie-
rung von Aufsichtsräten und Beiräten in Landesunternehmen und -institutionen. 

9. Schnelle Verfahren bei Genehmigungen von Investitionen: Abbau von Genehmi-
gungsstaus, verbindliche Zeitlimits für Entscheidungen, um Infrastruktur- und Wirt-
schaftsprojekte nicht zu verzögern. 
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7. Durchführung transparenter Anhörungen und offener Diskussionsverfahren bei Re-
formvorhaben zur Förderung eines konstruktiven Dialogs zwischen Behörden, Ex-
perten und Verbänden.  


	1 Präambel
	2 Wirtschaftspolitik: Wohlstand durch Leistung, nicht durch Bevormundung

